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Gemeinde Grasleben 
 

Verwaltungsvorlage Vorlagen-Nr.: 011/22 
 

 

Fachbereich:  Allgemeine Verwaltung 

 

Datum:  01.02.2021            

Tagesordnungspunkt  

Vereinbarung über die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im 
Landkreis Helmstedt – Kündigung zum 31.12.2022 

Vorgesehene Beratungsfolge: 
Beschluss  
geändert 

Abstimmungsergebnis 

Datum Gremium Status Ja Nein Ja Nein Enth. 

             

14.02.2022 VA Grasleben nö      

14.03.2022 GR Grasleben ö      

 
Finanzielle Auswirkungen 

 

Verantwortlichkeit 

Ergebnishaushalt ☐ Kosten  EUR gefertigt: 
Gemeinde- 

direktor: 

Finanzhaushalt ☐ Produkt  
gez. Poppitz gez. Janze 

Kostenstelle  Sachkonto  

Ansatz  EUR verfügbar  EUR (Poppitz) (Janze) 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Rat der Gemeinde Grasleben beschließt, dass die Vereinbarung zur Wahrnehmung der 

Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Landkreis Helmstedt zwischen der Gemeinde Gras-

leben und dem Landkreis Helmstedt fristgerecht zum 31.12.2022 gekündigt wird. Die Kündi-

gung ist mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende schriftlich zu erklären.  

 

Die erforderliche Aufnahme von Verhandlungen soll mit dem Ziel des Neuabschlusses einer 

Vereinbarung für die Gemeinde Grasleben ab dem 01.01.2023 zeitnah erfolgen. 

 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Grasleben bereitet die Beschlussfassung entspre-

chend vor.   

 

 

Sach- und Rechtslage: 

 

Die Vereinbarung zur Wahrnehmung der Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Landkreis 

Helmstedt (Finanzierung Kindertagesstätten/Förderung Ganztagsschulen und Horte) wurde 

im Jahr 2017 mit einer Laufzeit vom 01.01.2017 bis 31.12.2022 zwischen dem Landkreis 

Helmstedt und der Gemeinde Grasleben geschlossen (s. Anlage).  

 

Die 2. Änderung der Vereinbarung (s. Anlage) sollte aus Sicht des Landkreises Helmstedt 

aufgrund des Wegfalls der Geschäftsgrundlage durch die Neufassung der §§ 16a und 16b des 

Niedersächsischen Gesetzes über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) (Ein-

führung der Beitragsfreiheit durch das Land Niedersachsen für die Ü3-Kinder) zum 01.01.2018 

in Kraft treten und hätte eine unveränderte Laufzeit bis zum 31.12.2022 gehabt.  
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Aufgrund unterschiedlicher Auffassungen in den Verwaltungen des Landkreises und der Ge-

meinden hinsichtlich der Auslegung der gesetzlichen Vorgaben wurde die Änderungsverein-

barung nicht dem Rat der Gemeinde Grasleben zur Entscheidung vorgelegt. Es ist daher zu 

keiner Zeichnung der Änderungsvereinbarung zwischen dem Landkreis und der Gemeinde 

Grasleben gekommen. Das trifft genauso auch auf die Gemeinde Lehre und die Stadt Helm-

stedt zu.  

 

Da faktisch jedoch die Gemeinde Grasleben die Aufgabe weiterhin – wie vorher auch – über-

nommen hat und diese auch gem. vorgeschlagener Änderungsvereinbarung bezahlt bekom-

men hat, erscheint es zielführend von einer stillschweigenden Annahme der Vereinbarung 

bzw. Fortsetzung der Vereinbarung auszugehen. Der finanzielle Ausgleich des Landkreises 

fällt bei der Gemeinde Grasleben in identischer Höhe zu allen anderen Gemeinden, Städten 

und Samtgemeinden im Landkreis Helmstedt aus. Der Gemeinde Grasleben sind folglich 

keinerlei finanzielle Nachteile gegenüber den übrigen kreisangehörigen Kommunen 

entstanden.  

 

Dennoch erscheint es nunmehr zielführend und rechtssicher, die Vereinbarung wie alle ande-

ren kreisangehörigen Kommunen im Landkreis Helmstedt mit dem Ziel ein besseren finanzi-

ellen Ausstattung für die Gemeinde Grasleben zu kündigen.  

 

Begründung:  

 

Aufgrund der zeitlichen Befristung und des stetig steigenden Betreuungsbedarfs in den Kin-

dertagesstätten und im Hort- bzw. Ganztagsbetrieb ist die bestehende Vereinbarung im Rah-

men der Finanzierung dieser Aufgabe einer Prüfung unterzogen worden.  

 

Vor dem Hintergrund der weiterhin hohen Zuschussbedarfe im Bereich der Kindertagesstät-

ten, des Hortes und Grundschulen wird die dringende Notwendigkeit zur Verbesserung der 

Ertragssituation für die Gemeinde Grasleben gesehen. Insgesamt muss festgehalten werden, 

dass die Zahlungen des Landkreises nicht annährend auskömmlich sind. 

 

Näheres zur Belastung der kommunalen Haushalte aus dem Betrieb von Kindertagesstätten 

in den Jahren 2019 und 2020 kann der nachfolgenden Übersicht entnommen werden: 

 

 

 Vorl. Ergebnis 2019  

Kindertagesstätten 

Vorl. Ergebnis 2020 

Kindertagesstätten 

Samtgemeinde Grasleben -115.000 € -118.800 € 

Gemeinde Grasleben -293.800 € -282.300 € 

Gemeinde Mariental -61.600 € -48.500 € 

Gemeinde Querenhorst -77.800 € -74.800 € 

Zuschussbedarf insgesamt -548.200 € -524.400 € 

 

 

Hinweis:  

Vorläufige Zahlen für 2021 liegen aktuell noch nicht vor, da die Abrechnung der Träger für das 

Jahr 2021 und darauf aufbauend die Verrechnung zwischen den Gemeinden noch aussteht. 
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Der vorstehend dargestellte hohe Zuschussbedarf ist bezogen auf die Unterdeckung in den 

Haushalten der Gemeinden derart relevant, dass es aus Sicht der Verwaltung zwingend einer 

Optimierung der derzeitigen „Zuschusslage“ bedarf, zumal für die Zukunft weitere Kostenstei-

gerungen absehbar sind. 

 

Dies bedingt die Notwendigkeit, die faktisch bestehende Vereinbarung mit dem Landkreis 

Helmstedt zumindest in Teilen neu aufzustellen, um die Finanzierung angemessen und zu-

kunftsorientiert auszurichten. Alle Hauptverwaltungsbeamten der Städte, Gemeinden und 

Samtgemeinden im Landkreis Helmstedt haben daher vereinbart, den zuständigen Vertretun-

gen die Kündigung der Vereinbarung vorzuschlagen. Es wird davon ausgegangen, dass alle 

Vertretungen im Landkreis der Kündigung zustimmen.  

 

Die Verwaltung empfiehlt daher, die bestehende Wahrnehmungsvereinbarung fristgerecht mit 

Ablauf des 31.12.2022 zu kündigen und die Verhandlungen über den Neuabschluss aufzu-

nehmen.  

 

Vom Grundsatz wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentli-

chen Jugendhilfe im Landkreis Helmstedt eine Aufgabe des Landkreises und nicht der Ge-

meinde Grasleben darstellt. Gemäß der o. g. Vereinbarung bzw. allgemein gültiger Auffassung 

kann die Aufgabe jedoch „in der Fläche“, also in den Gemeinden vor Ort zielorientierter im 

Sinne der Kinder wahrgenommen werden.  

 

Die Gemeinde Grasleben übernimmt daher seit jeher diese Aufgabe und finanziert diese auch 

ganz wesentlich. Soweit es zu keinem neuerlichen Abschluss kommt, fällt die Aufgabe vom 

Grundsatz dem Landkreis zu. Das hätte infolgedessen die Konsequenz, dass der Landkreis 

das anfallende Defizit übernehmen muss, da sich die Gemeinde Grasleben ausschließlich der 

kirchlichen Träger zur Ausgestaltung der Aufgabe bedient.  

 

Die Kündigung soll aber ausdrücklich die erforderliche Aufnahme von Verhandlungen zwi-

schen dem Landkreis Helmstedt und den kreisangehörigen Gemeinden implizieren mit dem 

Ziel des Neuabschlusses einer Vereinbarung für die Gemeinde Grasleben ab 01.01.2023.     

 

 
Anlagen: 

 

 Vereinbarung zur Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Land-

kreis Helmstedt zwischen der Gemeinde Grasleben und dem Landkreis Helmstedt zum 

01.01.2017 

 2. Änderung der Vereinbarung über die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen 

Jugendhilfe im Landkreis Helmstedt zum 01.08.2018 am Beispiel der Samtgemeinde 

Velpke 

 

 

Elektronische Version, im Original unterzeichnet. 
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